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1. - Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einführung eines 
Genehmigung für die Einfuhr von Jutegarnen mit Ursprung in und Herkunft 
aus dritten Ländern in das Vereinigte Königreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
des Rates zur Festlegung einer gemeinsamen Rege- 
lung für die Einfuhr aus dritten Ländern, insbeson- 
dere auf Artikel 11 ^), 

nach Anhörung des gemäß Artikel 5 der Verord- 
nung 1025/70 eingesetzten Beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Komission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund eines Antrags der britischen Regierung 
hat die Kommission mit Verordnung Nr. 1832/73 
vom 4. Juli 1973 zur Einführung einer Genehmigung 
für die Einfuhr von Jutegarnen mit Ursprung in 
und Herkunft aus dritten Ländern in das Vereinigte 
Königreich^) vorläufige Schutzmaßnahmen in Form 
einer Begrenzung der Jutegarneinfuhren des Verei- 
nigten Königsreichs getroffen. 

Aus den von der britischen Regierung insbeson- 
dere während der Anhörung im Rahmen des vorge- 
nannten Ausschusses gelieferten Auskünften sowie 
aus den übrigen der Kommission vorliegenden An- 
gaben geht hervor, daß vor dem 1. April 1973, dem 
Beginn der Anwendung der Verordnung (EWG) 
1025/70 im Vereinigten Königreich, die Einfuhren 
der genannten Waren aus den betreffenden Ländern 
in das Vereinigte Königreich mengenmäßigen Be- 
schränkungen unterlagen. Durch den Anstieg dieser 
Einfuhren infolge ihrer Liberalisierung droht den 
Jutespinnereien des Vereinigten Königreichs ein 
ernsthafter und schwer zu behebender Schaden, und 
es besteht die Gefahr, daß sich die Beschäftigungs- 
lage in dem Gebiet, in dem diese Industrie konzen- 
triert ist, verschlechtert. 


Es ist daher erforderlich, in Übereinstimmung mit 
den diesbezüglichen internationalen Vorschriften 
Schutzmaßnahmen für die Einfuhren der betreffen- 
den Erzeugnisse zu treffen. Diese Maßnahmen sind 
in Form einer Einfuhrbeschränkung durchzuführen. 

Diese Maßnahmen müssen mit Rücksicht auf ihren 
Sicherungscharakter auf einen Zeitraum beschränkt 
werden, der nicht über die Zeit hinausgeht, die zum 
Abschluß der Verhandlungen mit den beiden wich- 
tigsten dritten Lieferländern bzw. zur Prüfung von 
Maßnahmen, die gegebenenfalls bei ' Scheitern der 
Verhandlungen zu treffen sind, notwendig ist. Die 
Gemeinschaft verhandelt zur Zeit oder wird dem- 
nächst Abkommen über den Handel mit Juteerzeug- 
nissen mit den wichtigsten Drittländern verhandeln, 
die Juteerzeugnisse liefern, so daß es sich empfiehlt, 
diese Schutzmaßnahmen für den Zeitraum bis zum 
Inkrafttreten dieser Abkommen und spätestens bis 
zum 31. Dezember 1973 zu ergreifen. 

Die Gefahr eines schweren Schadens ist auf die 
für die Märkte des Vereinigten Königsreichs be- 
stimmten Einfuhren zurückzuführen; mit Rücksicht 
auf die bestehenden Handelsströme erscheint es zur 
Zeit gerechtfertigt, die Schutzmaßnahmen auf die 
Einfuhren in das Vereinigte Königreich zu beschrän- 
ken. 

Diese Einfuhren sind daher auf die vor dem 
1. April 1973 im Vereinigten Königreich bestehen- 
den Einfuhrmöglichkeiten zu beschränken. 

Diese Schutzmaßnahmen können unter Berücksich- 
tigung der Einfuhrentwicklung in anderen Gebieten 
der Gemeinschaft geändert oder aufgehoben wer- 
den - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 7. Juli 1973 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. August 1973 - Il4 {IV II)- 680 70 - E - Ju 3/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 8. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat für die Vorschläge zu 1. ist noch nicht 
abzusehen. 

Die Vorschläge zu 2. werden wegen der Eilbedürftigkeit im Wege des schriftlichen Verfahrens durch den 
Rat verabschiedet. Das Verfahren ist bereits eingeleitet. 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die nachgenannten Erzeugnisse aus den in An- 
hang II der Verordnung (EWG) 1025/70 aufge- 
führten Drittländern mit Ausnahme der im An- 
hang genannten Länder dürfen in das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland nur 
gegen Vorlage einer Einfuhrgenehmigung einge- 
führt werden; die Einfuhren sind für den Zeit- 
raum vom 1. April bis 31. Dezember 1973 auf die 
nachstehende Menge begrenzt; 


Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs 
57.06 Garne aus Jute 380 Tonnen 

2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Einfuhrgenehmi- 
gungen werden vom Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland erteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Anhang gemäß Artikel 1 


Schweden 

Norwegen 

Schweiz (einschließlich Liechtenstein) 

Österreich 

Portugal 

Island 

Finnland 


3 



Drucksache 7/973 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


1. Seit dem 1. April 1973 wird im Vereinigten 
Königreich die Verordnung (EWG) 1025/70 des Rates 
zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus dritten Ländern angewandt. 

In Anhang I dieser Verordnung sind Jutegarne 
(Tarifnummer 57.06) aufgeführt. Ihre Einfuhr in die 
Gemeinschaft unterliegt also keinen mengenmäßigen 
Beschränkungen. 

2. Vor dem 1. April 1973 bestand im Vereinigten 
Königreich für Jutegarne eine Kontingentierung im 
Rahmen einer von der britischen Regierung festge- 
setzten Globalquote. Durch die Anwendung der Ver- 
ordnung 1025/70 fallen die Beschränkungen für Jute- 
garne weg. 

Am 31. März 1973 hat die britische Regierung der 
Kommission mitgeteilt, daß die Liberalisierung von 
Jutegarnen für das Vereinigte Königreich erheb- 
liche Schwierigkeiten zur Folge haben werde. Die 
Jute-Spinnereien sind zur Zeit in dem Ort Dundee 
konzentriert und sind dessen einzige ins Gewicht 
fallende wirtschaftliche Tätigkeit. Eine plötzliche 
Liberalisierung der Einfuhren ist ohne Zweifel eine 
ernsthafte Bedrohung für diese Industrie und wird 
die bereits beträchtliche Arbeitslosigkeit noch ver- 
stärken. 

Die Gemeinschaft verhandelt zur Zeit mit Indien und 
demnächst mit Bangladesh über Abkommen für den 
Handel mit Jute-Erzeugnissen. Aufgrund der Richt- 
linien, die der Rat der Kommission für diese Ver- 
handlungen erteilt hat, soll das Abkommen auch 
Jutegarne umfassen (die Selbstbeschränkung, die in 
den Ende 1972 ausgelaufenen Abkommen mit Paki- 
stan und Bangladesh vorgesehen war - das Abkom- 
men mit Bangladesh wurde de facto und im gemein- 
samen Einvernehmen bis zum 30. Juni 1973 verlän- 
gert - erstreckte sich auch auf Jutegarne). Nach Auf- 
fassung der britischen Regierung entstehen durch die 
Liberalisierung der betreffenden Erzeugnisse der bri- 
tischen Jute-Industrie ernsthafte Schäden, vor allem 
da die Einfuhren durch die Änderung der Einfuhr- 
regelung ansteigen werden. An diese Erwägungen 
über die tatsächliche Lage knüpft die britische Regie- 
rung die Bemerkung, daß die Freigabe der Einfuh- 
ren nicht zweckmäßig wäre, da im Rahmen der lau- 
fenden oder für die nächste Zeit geplanten Verhand- 
lungen wahrscheinlich eine andere Regelung vor- 
gesehen wird. 

Die britischen Importeure würden kaum Verständnis 
für einen so raschen Übergang von der Kontingen- 
tierung zur Liberalisierung haben, die dann wie- 
derum von Selbstbeschränkungsmaßnahmen abge- 
löst würde. Nach Ansicht der britischen Regierung 
würden diese Schwankungen zu Störungen der tradi- 
tionellen Handelsströme führen. Daher hat die bri- 
tische Regierung die Kommission gebeten, mit Rück- 


sicht auf die Möglichkeiten, den Handel mit diesen 
Erzeugnissen vertraglich zwischen der Gemeinschaft 
und den wichtigsten Lieferländern zu regeln, Schutz- 
maßnahmen im Rahmen des Titels IV der Verord- 
nung 1025/70 zu ergreifen. 

3. Am 9. April 1973 tagte der in Artikel 5 der Ver- 
ordnung 1025/70 vorgesehene Beratende Ausschuß. 
Alle Delegationen und die Kommission waren, sich 
auf der Grundlage der von der britischen Delega- 
tion vorgelegten Angaben über die schwierige Lage 
und den ernsthaften Schaden, der durch die plötz- 
liche - wahrscheinlich vorübergehende - Liberali- 
sierung im Vereinigten Königreich zu entstehen 
droht, sowie über die Zweckmäßigkeit einig, eine 
vorläufige Schutzmaßnahme für die Jute-Industrie 
dieses Mitgliedstaates zu treffen. 

4. Folglich hat die Kommission es für erforderlich 

erachtet, die Einfuhren von Jutegarnen (Tarifnum- 
mer 57.06) in das Vereinigte Königreich als Siche- 
rungsmaßnahme aufgrund von Artikel 10 Absatz 1 b 
der Verordnung 1025/70 von der Vorlage einer Ein- 
fuhrgenehmigung abhängig zu machen (Verordnung 
[EWG] Nr der Kommission vom ). 

5. Gemäß Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung 
1025/70 unterbreitet die Kommission dem Rat bin- 
nen zehn Tagen nach Inkrafttreten der unter vor- 
stehendem Punkt 4 genannten Dringlichkeitsmaß- 
nahme einen Vorschlag über die in diesem Bereich 
zu treffenden geeigneten Maßnahmen. 

Der in der Anlage beigefügte Vorschlag einer Ver- 
ordnung wird dem Rat gemäß den vorgenannten 
Bestimmungen unterbreitet. 

6. Mit Rücksicht auf die vorstehend genannten Um- 
stände weichen die vorgeschlagenen Maßnahmen 
nicht von den Maßnahmen ab, die bereits Gegen- 
stand der von der Kommission vorläufig erlassenen 
Verordnung waren. 

Diesen auf das Vereinigte Königreich beschränkten 
Maßnahmen zufolge werden die Einfuhren in diesen 
Mitgliedstaat auf eine Höhe begrenzt, die den im 
Vereinigten Königreich bis zum 1. April 1973 gelten- 
den mengenmäßigen Beschränkungen entspricht. 

Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen, ein Kontin- 
gent von 380 Tonnen für die Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1973 zu errichten. Diese Frist wird es 
der Kommission gestatten, 

— entweder in Kürze die Verhandlungen über die 
Jute-Erzeugnisse durchzuführen oder abzuschlie- 
ßen; 

— oder anderenfalls die eingehende Prüfung der 
Lage fortzuführen und gegebenenfalls eingehen- 
dere Vorschläge zu unterbreiten. 
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In bezug auf den geographischen Anwendungsbe- 
reich der betreffenden Maßnahmen erscheint es mit 
Rücksicht auf Artikel XIX des GATT angezeigt, eine 
nichtdiskriminierende Formel zu wählen. Die Maß- 
nahmen werden daher gegenüber allen im Anhang II 
der Verordnung 1025/70 aufgeführten Drittländern 
angewandt, jedoch mit Ausnahme der EFTA-Länder, 
gegenüber denen das Vereinigte Königreich vor dem 
1. April 1973 keine mengenmäßigen Beschränkungen 
für Jutegarne angewandt hat. 

7. Dem Rat wird vorgeschlagen, mit Rücksicht auf 
die in Artikel 10 der Verordnung 1025/70 vorgese- 
henen Fristen den Vorschlag einer Verordnung an- 
zunehmen. 
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- Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einführung eines 

Genehmigung für die Einfuhr von Baumwollgarnen mit Ursprung in und Herkunft 
aus dritten Ländern in das Vereinigte Königreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus dritten 
Ländern, insbesondere auf Artikel 11 ^), 

nach Anhörung des gemäß Artikel 5 der Verord- 
nung 1025/70 eingesetzten Beratenden Ausschusses, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund eines Antrags der britischen Regierung 
hat die Kommission mit Verordnimg Nr. 1831/73 
vom 4. Juli 1973 zur Einführung einer Genehmigung 
für die Einfuhr von Baumwollgarnen mit Ursprung 
in und Herkunft aus dritten Ländern in das Verei- 
nigte Königreich 2) vorläufige Schutzmaßnahmen in 
Form einer Begrenzimg der Baumwollgarneinfuh- 
ren des Vereinigten Königreichs getroffen. 

Aus den von der britischen Regierung insbeson- 
dere während der Anhörung im Rahmen des vorge- 
nannten Ausschusses gelieferten Auskünften sowie 
aus den übrigen der Kommission vorliegenden An- 
gaben geht hervor, daß vor dem 1. April 1973, dem 
Beginn der Anwendung der Verordnung (EWG) 
1025/70 im Vereinigten Königreich, die Einfuhren 
der genannten Waren aus den betreffenden Ländern 
in das Vereinigte Königreich mengenmäßigen Be- 
schränkungen unterlagen. Durch den Anstieg dieser 
Einfuhren infolge ihrer Liberalisierung droht den 
Baumwollspinnereien des Vereinigten Königreichs 
ein ernsthafter und schwer zu behebender Schaden, 
und es besteht die Gefahr, daß sich die Beschäfti- 
gungslage durch Beeinträchtigung des Umstellungs- 
prozesses dieser Industrie verschlechtert. 

Es ist deshalb erforderlich, Schutzmaßnahmen in 
Form einer Beschränkung der Einfuhren von Baum- 
wollgarnen zu treffen. 

Um drohende Schäden abzuwenden, sind Schutz- 
maßnahmen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1973 
zu erlassen. 

Die Gefahr eines schweren Schadens wird durch 
Einfuhren verursacht, die für die Märkte des Ver- 
einigten Königreichs bestimmt sind; unter Berück- 
sichtigung der bestehenden Handeisströme erscheint 
es gegenwärtig gerechtfertigt, die Schutzmaßnah- 
men auf die Einfuhren in das Vereinigte Königreich 
zu beschränken. 


Diese Einfuhren sind auf die im Vereinigten 
Königreich vor dem 1. April 1973 bestehenden Ein- 
fuhrmöglichkeiten zu beschränken. 

Diese Schutzmaßnahmen können unter Berücksich- 
tigung der Einfuhrentwicklung in anderen Gebieten 
der Gemeinschaft geändert oder aufgehoben wer- 
den ~ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die nachgenannten Erzeugnisse aus den in An- 
hang II der Verordnung 1025/70 des Rates auf- 
geführten dritten Ländern, mit Ausnahme der 
im Anhang aufgeführten Länder dürfen in das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord- 
irland nur gegen Vorlage einer Einfuhrgeneh- 
migung eingeführt werden; die Einfuhren sind 
für den Zeitraum vom 1. April bis 31. Dezember 
1973 auf die nachstehenden Mengen begrenzt: 

Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 


55.05 


55.06 


Baumwollgarne, nicht in 
Aufmachungen für den 
Einzelverkauf 

Baumwollgarne, in 
Aufmachungen für den 
Einzelverkauf 


12 750 Tonnen 


2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Einfuhrgenehmi- 
gungen werden vom Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland erteilt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 7. Juli 1973 
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Anhang gemäß Artikel 1 


Australien 

Österreich 

Kanada 

Zypern 

Spanien 

Finnland 

Griechenland 

Island 

Israel 

Libanon 

Malta 

Marokko 

Neuseeland 

Norwegen 

Portugal 

Tunesien 

Türkei 

Schweden 

Schweiz (einschließlich Liechtenstein) 
USA 
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Begründung 


1. Seit dem 1. April 1973 wird im Vereinigten 
Königreich die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des 
Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung einer gemein- 
samen Regelung für die Einfuhr aus dritten Ländern 
angewandt. 

In Anhang I dieser Verordnung sind Baumwollgarne, 
auch in Aufmachungen für den Einzelverkauf (Tarif- 
nummern 55.05 und 55.06) aufgeführt; ihre Einfuhr in 
die Gemeinschaft unterliegt also keinen mengenmä- 
ßigen Beschränkungen. 

2. Vor dem 1. April 1973 waren Baumwollgarne 
im Vereinigten Königreich sowohl im Rahmen ver- 
tragsmäßiger Bestimmungen als auch durch natio- 
nale Sonderkontingente Kontingentierungsmaßnah- 
men unterworfen. 

Die Anwendung der Verordnung Nr. 1025/70 ab 
1. April beinhaltet die Abschaffung dieser Kontin- 
gentierung. 

Am 25. März 1973 hat die britische Regierung der 
Kommission mitgeteilt, daß die Liberalisierung von 
Baumwollgarnen erhebliche Schwierigkeiten für das 
Vereinigte Königreich zur Folge haben werde. Nach 
den von der britischen Regierung vorgelegten An- 
gaben ist die Baumwollgarnindustrie im Nordwesten 
Englands konzentriert und beschäftigt dort zur Zeit 
etwa 35 000 Personen; im Jahre 1952 betrug die 
Zahl der Beschäftigten 115 000. Die britischen Behör- 
den haben darauf hingewiesen, daß dank der Auf- 
rechterhaltung des Kontingentierungssystems diese 
frei gewordenen Arbeitskräfte schrittweise und ohne 
allzu große Nachteile in anderen Bereichen der Wirt- 
schaft wieder beschäftigt werden konnten. Eine 
plötzliche Liberalisierung wird daher den laufenden 
Prozeß stark gefährden und ganz unzweifelhaft zu 
Arbeitslosigkeit in dieser Gegend führen. 

Die britische Regierung hat deshalb bei der Kom- 
mission beantragt, im Rahmen des Titels IV der 
Verordnung 1025/70 Schutzmaßnahmen zu treffen. 

3. Am 2. April 1973 trat der in Artikel 5 der Ver- 
ordnung 1025/70 vorgesehene Beratende Ausschuß 
zusammen. Alle Delegationen räumten ein, daß eine 
plötzliche Liberalisierung der Einfuhren die Textil- 
wirtschaft des Vereinigten Königreichs in eine 
schwierige Lage bringen und ihr ernstliche Schäden 
verursachen könnte. Sie stellten weiterhin fest, daß 
kurzfristig eine geeignete Lösung gefunden werden 
müßte. 

Im Laufe der Beratungen wurde unter anderem dar- 
an erinnert, daß die Gemeinschaft aufgrund des 
Artikels 4 des langfristigen Baumwolltextilabkom- 
mens mit ihren Hauptlieferländern Selbstbeschrän- 
kungsvereinbarungen über den Baumwolltextilhan- 


del getroffen hatte, wobei die Baumwollgarne nicht 
erfaßt waren. Es wurde ferner festgestellt, daß das 
Vereinigte Königreich vor dem 1. Januar 1973 (Zeit- 
punkt des Beitritts des Vereinigten Königreichs zu 
der Gemeinschaft) mit den meisten dieser Länder 
bilaterale Abkommen geschlossen hatte, in denen 
auch die Baumwollgarne erfaßt sind. Da die Akte 
über die Beitrittsbedingungen festlegt, daß Rechte 
und Verpflichtungen aus vor dem Beitritt mit dritten 
Ländern geschlossenen Übereinkommen nicht beein- 
trächtigt werden, wurde festgestellt, daß das Verei- 
nigte Königreich auch weiterhin berechtigt ist, von 
seinen Partnern der vorgenannten Übereinkommen 
die Einhaltung der übernommenen Verpflichtungen 
und damit auch die Einhaltung der in diesen Über- 
einkommen für Baumwollgarne festgesetzten Men- 
gen zu verlangen. In diesem Zusammenhang hat das 
Vereinigte Königreich betont, daß dies zwar für die 
Hauptlieferländer gilt, jedoch kein Hindernis für 
den Abschluß umfangreicher Geschäfte mit anderen 
dritten Lieferländern besteht, so daß der aus der 
Liberalisierung erwachsende ernsthafte Schaden der 
britischen Textilindustrie weiterhin droht. 

4. Aufgrund der bei den Beratungen bekanntge- 

wordenen Einzelheiten und der britischen Erwägun- 
gen, nach denen die von dem Vereinigten Königreich 
ab 1. April 1973 beantragte einschränkende Maß- 
nahme nur auf diejenigen dritten Länder angewandt 
werden soll, denen gegenüber zu diesem Zeitpunkt 
bereits Einschränkungen bestanden (es handelt sich 
somit nur um die Aufrechterhaltung einer bereits 
bestehenden Situation), sowie aufgrund der Tat- 
sache, daß es sich überdies um eine infolge des 
Beitritts entstandene wirkliche Ausnahmesituation 
handelt, hält es die Kommission für erforderlich, die 
Einfuhr von Baumwollgarnen in das Vereinigte 
Königreich aufgrund von Artikel 10 Absatz 1 b 
der Verordnung 1025/70 des Rates als Sicherungs- 
maßnahme (Verordnung [EWG] der Kommission Nr. 
vom ) von der Vorlage einer Einfuhr- 
genehmigung abhängig zu machen. 

5. Gemäß Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung 
1025/70 unterbreitet die Kommission dem Rat bin- 
nen zehn Werktagen nach Inkrafttreten der unter 
vorstehendem Punkt 4 genannten Dringlichkeits- 
maßnahme einen Vorschlag über die in diesem Be- 
reich zu treffenden geeigneten Maßnahmen. 

Der in der Anlage beigefügte Vorschlag einer Ver- 
ordnung wird dem Rat gemäß den vorgenannten Be- 
stimmungen unterbreitet. 

6. Mit Rücksicht auf die bereits festgestellten Ein- 
zelheiten und Erwägungen weichen die vorgeschla- 
genen Maßnahmen nicht von den Maßnahmen ab, 
die bereits Gegenstand der von der Kommission 
vorläufig erlassenen Verordnung waren. 
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Diesen auf das Vereinigte Königreich beschränkten 
Maßnahmen zufolge werden die Einfuhren in die- 
sen Mitgliedstaat unter Berücksichtigung der im Ver- 
einigten Königreich bis zum 1. April 1973 geltenden 
mengenmäßigen Beschränkung begrenzt. Es wird 
daher vorgeschlagen, für die Zeit vom 1. April bis 
31. Dezember 1973 ein Kontingent von 12 750 Tonnen 
zu errichten. Diese Frist soll es der Kommission 
gestatten, die eingehende Prüfung der Lage fortzu- 
führen und gegebenenfalls später zu treffende Maß- 
nahmen zu empfehlen. 

In bezug auf den geographischen Anwendungsbe- 
reich der betreffenden Maßnahmen erscheint es mit 
Rücksicht auf Artikel XIX des GATT angezeigt, eine 
nichtdiskriminierende Formel zu wählen. Die Maß- 
nahmen werden daher gegenüber allen im Anhang 
II der Verordnung 1025/70 aufgeführten Drittländern 
angewandt, jedoch mit Ausnahme 

— einiger Länder (Mitglieder des Commonwealth 
oder der EFTA), denen gegenüber das Vereinigte 


Königreich vor dem 1. April 1973 keine mengen- 
mäßigen Beschränkungen für Baumwollgarne an- 
wandte, 

— von neun Mittelmeerländern, denen gegenüber 
das Vereinigte Königreich die bestehenden men- 
genmäßigen Beschränkungen für diese Erzeug- 
nisse aufgrund des Beitrittsvertrags aufgehoben 
hat. 

7. Die Kommission behält sich vor, aufgrund der 
weiteren Entwicklung der Einfuhren der betreffen- 
den Waren in die Gemeinschaft gegebenenfalls eine 
Änderung bzw. Aufhebung dieser Maßnahmen, so- 
fern der drohende Schaden beseitigt ist, oder aber 
die Ausdehnung dieser Maßnahmen auf andere Teile 
der Gemeinschaft oder auf die gesamte Gemeinschaft 
vorzuschlagen. 

8. Dem Rat wird vorgeschlagen, unter Berücksich- 
tigung der in Artikel 10 der Verordnung 1025/70 
vorgesehenen Fristen den Vorschlag einer Verord- 
nung anzunehmen. 
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2. - Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 

Genehmigung für die Einfuhr von Jutegarnen mit Ursprung in und Herkunft 
aus dritten Ländern in das Vereinigte Königreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf einen Antrag der britischen Regierung hat die 
Kommission mit Verordnung (EWG) Nr. 1832/73 
vom 4. Juli 1973 zur Einführung einer Genehmigung 
für die Einfuhr von Jutegarnen mit Ursprung in und 
Herkunft aus dritten Ländern in das Vereinigte 
Königreich vorläufige Schutzmaßnahmen in Form 
einer Einfuhrbeschränkung der Jutegarneinfuhren 
ergriffen. 

Gemäß Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 1970 zur 
Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus dritten Ländern^) hat die Kommission 
die Geltungsdauer dieser vorläufigen Schutzmaß- 
nahmen auf sechs Wochen von ihrem Inkrafttreten 
an begrenzt. 

Wegen der gegenwärtigen Schwierigkeiten in der 
Organisation der Arbeit des Rates erscheint es nicht 
möglich, daß dieser eine sachliche Entscheidung vor 
dem Monat September treffen kann; es erscheint 
daher schon jetzt notwendig, die gemäß Artikel 10 
Paragraph 6 der vorerwähnten Verordnung vorge- 


sehene Frist von sechs Wochen zu verlängern und 
die durch Verordnung (EWG) Nr. 1832/73 der Kom- 
mission eingeführte Einfuhrgenehmigungspflicht auf- 
rechtzuerhalten. - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die in Artikel 10 Paragraph 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 vorgesehene Frist von sechs 
Wochen zur Entscheidung über den von der Kom- 
mission im Anschluß an ihre Verordnung 1832/73 
vorgelegten Vorschlag wird bis 30. September 
1973 verlängert. 

2. Die Genehmigung für die Einfuhr von Jutegar- 
nen mit Ursprung in und Herkunft aus dritten 
Ländern in das Vereinigte Königreich, die mit 
Verordnung (EWG) Nr. 1832/73 der Kommission 
eingeführt worden ist, bleibt bis 30. September 
1973 in Kraft. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 19. August 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 7. Juli 1973, S. 15 
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- Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 

Genehmigung für die Einfuhr von Baumwollgarnen mit Ursprung in und Herkunft 
aus dritten Ländern in das Vereinigte Königreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf einen Antrag der britischen Regierung hat die 
Kommission mit Verordnung (EWG) Nr. 1831/73 
vom 4. Juli 1973 zur Einführung einer Genehmigung 
für die Einfuhr von Baumwollgarnen mit Ursprung 
in und Herkunft aus dritten Ländern in das Verei- 
nigte Königreich vorläufige Schutzmaßnahmen in 
Form einer Einfuhrbeschränkung der Baumwollgarn- 
einfuhren ergriffen. 

Gemäß Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 1970 zur 
Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus dritten Ländern^) hat die Kommission 
die Geltungsdauer dieser vorläufigen Schutzmaßnah- 
men auf sechs Wochen von ihrem Inkrafttreten an 
begrenzt. 

Wegen der gegenwärtigen Schwierigkeiten in der 
Organisation der Arbeit des Rates erscheint es nicht 
möglich, daß dieser eine sachliche Entscheidung vor 
dem Monat September treffen kann; es erscheint 
daher schon jetzt notwendig, die gemäß Artikel 10 
Absatz 6 der vorerwähnten Verordnung vorgese- 


hene Frist von sechs Wochen zu verlängern und die 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1831/73 der Kommis- 
sion eingeführte Einfuhrgenehmigungspflicht auf- 
rechtzuerhalten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die in Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 vorgesehene Frist von sechs 
Wochen zur Entscheidung über den von der Kom- 
mission im Anschluß an ihre Verordnung 1831/ 
73 vorgelegten Vorschlag wird bis 30. September 
1973 verlängert. 

2. Die Genehmigung für die Einfuhr von Baumwoll- 
garnen mit Ursprung in und Herkunft aus drit- 
ten Ländern in das Vereinigte Königreich, die 
mit Verordnung (EWG) Nr. 1831/73 der Kommis- 
sion eingeführt worden ist, bleibt bis 30. Septem- 
ber 1973 in Kraft. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 19. August 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 7. Juli 1973 
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